
Geldsegen für 
viele Initiativen
Die Baden-Württemberg-Stiftung wird 20 Jahre alt – 
 Zu den neuen Aufgabengebieten gehört auch Corona

Die   Landesstiftung fördert  seit 20 Jahren  
Projekte für Bildung, Forschung und 
Soziales. Veränderungen begleiten und 
mitgestalten sei eine zentrale Aufgabe 
der Baden-Württemberg-Stiftung, 
sagt ihr Geschäftsführer Christoph Dahl.  

Für das Jubiläumsjahr der Baden-Württemberg-Stiftung haben Geschäftsführer Christoph Dahl und 
sein Team große Pläne – und die nötige Flexibilität. Foto: BW-Stiftung

Von Maria Wetzel

Christoph Dahl

¡ Beruf Seit dem Jahr 2010 steht Christoph 
Dahl (66) an der Spitze der Baden-Würt-
temberg-Stiftung.  Zuvor war der Journalist 
(„Esslinger Zeitung“)  Sprecher von Günther 
Oettinger – von 1991 bis 2005 in der CDU-
Landtagsfraktion, von 2005 bis 2010 als 
Regierungssprecher. Dahls Vertrag bei der 
Baden-Württemberg-Stiftung läuft noch  
bis zum Mai 2021. 
 

¡ Privat Der gebürtige Reutlinger hat   Ge- 
schichte und Germanistik  studiert. Er ist  
mit der baden-württembergischen Kultus-
ministerin Susanne Eisenmann verheiratet, 
der CDU-Spitzenkandidatin für die Land-
tagswahl im kommenden Jahr. Er ist Vater 
von fünf Kindern. (maw)

Info

Zukunftswerkstatt

tung die Ausarbeitung einer gemeinwohl-
orientierten Bodenpolitik gefordert, in der 
auch Erbbaurecht eine Rolle spielen soll. 
„Erbbaurecht ist eine Option“, sagt Frak-
tionschef Martin Körner. Zentral seien aber 
die Konditionen – Dreh- und Angelpunkt sei 
die Höhe des Zinses. 

Das haben auch die Grünen erkannt. Sie 
brachten sie einen Antrag zum zweiten Bau-
abschnitt des Neckarparks ein. „Wir sind der 
Überzeugung, dass Erbbaurechte einen Bei-
trag zu einer strategischen, langfristig vor-
sorgenden Bodenpolitik der Stadt leisten 
können, dass sie der Bodenspekulation ent-
gegenwirken und mit ihnen eine gemein-
wohlorientierte Stadtentwicklung verfolgt 
werden kann“, heißt es darin. „Deshalb wol-
len wir ausloten, wie Erbbaurechte so ausge-
staltet werden können, dass sie auch für 
Wohnbaugenossenschaften attraktiv sind.“ 
Städte wie München oder Frankfurt vergä-
ben Grundstücke  überwiegend im Erbbau-
recht. Bei den meisten Bauherren bestehe 
aber noch eine zu geringe Akzeptanz. Die 
Fraktion der Grünen hinterfragt unter ande-
rem die Erbbauzinsen, die derzeit bei 0,4 Pro-
zent für Sozialwohnungen, vier Prozent für 
freie Mietwohnungen und sieben Prozent für 
Gewerbe liegen. Angesichts der niedrigen 
Zinsen, die gerade für Baukredite fällig wür-
den, sei das kein attraktives Angebot, warnt 
Grünen-Stadträtin Silvia Fischer. „Sie krie-
gen bessere Konditionen bei der Bank.“ 

Bei der Fraktion des Linksbündnisses 
kann man über diesen Vorstoß nur müde 
­lächeln. „Der Antrag atmet die schwanken-
de Haltung der Grünen“, sagt  Fraktionschef 
Thomas Adler. Die Linke ist  seit Langem da-

für, dass die städtischen Grundstücke bei der 
Stadt bleiben – auch mithilfe von Erbbau-
rechten zu günstigen Bedingungen. „Die 
Konditionen für die Erbpacht kann die 
Stadt selbst festlegen“, sagt Adler. Der Zins 
etwa könne auch bei nahe null liegen. Aller-
dings seien kaum noch Grundstücke übrig, 
die  mit  Erbbaurechten vergeben werden 
könnten. Erbpacht sei für seine Fraktion oh-
nehin nur das zweite Mittel der Wahl. „Das 
erste Mittel ist, die Grundstücke selbst zu 
nutzen und selbst zu bauen.“ 

CDU-Stadtrat Carl-Christian Vetter hält 
wegen der Nachteile des Erbbaurechts über-

haupt nichts von der Idee. Denn solange die 
Zinsen so niedrig seien, lohne sich das Mo-
dell für Bauherren nicht. Für ihn steht des-
halb die Förderung preiswerten Wohneigen-
tums im Vordergrund.  Um sich den Zugriff 
auf die Grundstücke zu sichern und Speku-
lation zu verhindern, so Vetter, könne die 
Stadt über ein Rückkaufsrecht nachdenken. 

SPD-Fraktionschef Körner hält neben der 
Erbpacht auch den Verkauf für eine Mög-
lichkeit. Allerdings an Käufer, die ein Inte-
resse haben, das Grundstück auch über 
Jahrzehnte zu halten – wie etwa Wohnungs-
baugenossenschaften.

STUTTGART. Wenn die Sprache auf das The-
ma Erbbaurecht kommt, redet sich der Vor-
stand der Landesbaugenossenschaft (LBG), 
Josef Vogel, schnell in Rage.  „Die Pflicht zu 
günstigen Mieten ist nicht mit dem Erbbau-
recht verbunden“, sagte Vogel im Gespräch 
mit unserer Zeitung. „Erbbau schafft also 
keinen bezahlbaren Wohnraum.“ 

Das System der Erbpacht ist in Deutsch-
land in vielen Gemeinden verbreitet. Kom-
munen, aber auch Kirchen, die ihre Grund-
stücke nicht verkaufen wollen, verpachten 
sie für einen Erbbauzins über eine lange 
Laufzeit. Üblich sind laut Deutschem Erb-
baurechtsverband 60 bis 99 Jahre. Der Erb-
baurechtsnehmer kann darauf ein Gebäude 
zur Eigennutzung oder zur Vermietung bau-
en. Der Vorteil ist, dass er keinen hohen 
Kaufpreis zahlen muss. Er ist aber trotzdem 
für Grundsteuer oder Erschließungskosten 
zuständig. Vogel sieht große Nachteile: Ein 
Problem sei, dass die Erbpacht an aktuelle 
Bodenrichtwerte gebunden sei und die Ver-
träge Wertsicherungsklauseln enthielten. 
Das heißt, der Zins wird regelmäßig ange-
passt, was sich auf die Mieten auswirkt. Ein 
weiteres Problem  für private Bauherren sei-
en die Bankkredite, so Vogel. „Denn die 
Bank sagt natürlich auch, da brauche ich zu-
sätzliche Sicherheiten, weil dem Kreditneh-
mer das Grundstück gar nicht gehört.“ 

Dennoch klingt in der Diskussion über die 
Verwendung städtischer  Grundstücke die 
Idee zuletzt wieder verstärkt an.  Schon vor 
zwei Jahren hatte die SPD in einem Antrag 
zum Rostensteinquartier von der Verwal-

Von Annika Grah

Für den zweiten Bauabschnitt am Neckarpark wird auch über die Vergabe von Erbbaurechten disku-
tiert.   Foto: Lichtgut/Max Kovalenko

Ist das Erbbaurecht ein Heilsbringer?
Im Gemeinderat liebäugeln immer mehr Fraktionen mit Erbpacht – Der Chef der Landesbaugenossenschaft hält davon gar nichts

 „Trottwar“ wegen 
des  Coronavirus 
in Not
Verkauf geht  weiter, aber es wird ein 
Einbruch bei Erlösen befürchtet 

STUTTGART. Die Verzweiflung bei der 
Straßenzeitung „Trottwar“ ist groß. „Die 
Stimmung ist im Keller“, sagt Thomas 
Schuler, er ist Verkäufersprecher bei 
„Trottwar“ und dort fest angestellt. 
Eigentlich verdient er sein Geld mit alter-
nativen Stadtführungen. Der ehemalige 
Obdachlose zeigt vor allem Schulklassen 
Stuttgart aus der Perspektive von Woh-
nungslosen und armen Menschen. Doch 
wegen des Coronavirus sind alle Führun-
gen abgesagt – für Schulklassen von offi-
zieller Seite sogar bis Jahresende. „Was 
soll ich nur machen? Da hängt meine Exis-
tenz dran“, sagt Schuler frustriert, der zu-
dem einmal die Woche einen festen Platz 
als Straßenzeitungsverkäufer hat. 

„Wir brauchen Hilfe“ – mit diesen Wor-
ten hat sich auch die Geschäftsführung 
der Straßenzeitung  an die Öffentlichkeit 
gewandt. „Trottwar“ sei im Ausnahmezu-
stand. Nicht nur, dass die Veranstaltungen 
ausfallen, auch im Verkauf der Straßen-
zeitungen rechnet der gemeinnützige Ver-
ein mit einem Einbruch. Schließlich seien 
kaum noch Menschen in den Innenstädten 
unterwegs, so Geschäftsführer Helmut H. 
Schmid. Deshalb habe  man entschieden, 
die Straßenzeitungen an die Verkäuferin-
nen und Verkäufer umsonst herauszuge-
ben. Üblicherweise kaufen diese die Zei-
tung  für 1,30 Euro das Stück, um sie dann 
für 2,60 Euro  weiterzuverkaufen. „Jetzt 
bezahlen sie nichts, um sicherzustellen, 
dass sie sich etwas hinzuverdienen kön-
nen“, sagt Schmid. Er befürchtet, dass 
„Trottwar“ die finanziellen Belastungen  
nicht lange durchhält. Als gemeinnütziger 
Verein dürfe man   kein finanzielles Polster 
aufbauen – entsprechend fehlten die 
Rücklagen. 

Solange keine komplette Ausgangs-
sperre gilt, soll der Verkauf der Straßen-
zeitung weitergehen. Um die Verkäufer – 
sechs festangestellte und 170 freie Ver-
käufer –  zu schützen, hat „Trottwar“ zu-
dem den kontaktlosen Verkauf eingeführt. 
Die Verkäufer postieren sich zwei Meter 
von dem Zeitungsstapel entfernt, die 
Kundschaft zahlt (passend) in ein Behält-
nis beim Stapel.  Die Verkäufer wollten un-
bedingt weitermachen, sagt Schmid, denn 
sie hätten auch diskutiert, den Verkauf 
einzustellen. Da hätten einige sogar ge-
weint. „Wenn wir den Vertrieb zumachen, 
müssten viele betteln gehen“, warnt  auch 
Thomas Schuler. 

Geschäftsführer Schmid appelliert an 
die Stadt, die Straßenzeitung am Leben zu 
erhalten. „Trottwar“ habe schließlich vie-
le sozialversicherungspflichtige Stellen 
geschaffen: allein 14 Menschen, die  zuvor 
Sozialhilfeleistungen bekamen, beschäf-
tige man derzeit. Darunter seien auch fünf 
Mitarbeiter vom „Spende-Dein-Pfand-
Team“, die am Flughafen Pfandflaschen  
abholen. Sie seien bereits in Kurzarbeit. 
„Trottwar“ ruft zu Spenden für seine Ver-
käuferinnen und Verkäufer sowie für den 
Verein auf. 

¡ Mehr Informationen zu Spenden- und 
Fördermöglichkeiten von „Trottwar“  
gibt es im Netz unter www.trott-war.de. 

Von Viola Volland

Die direkte Übergabe ist in Zeiten des 
Coronavirus tabu. Foto: Jan Peter

Telefon in Haft
 zu teuer
KARLSRUHE (lsw). In einem Rechtsstreit 
über  Telefonkosten im Gefängnis haben 
sich das Land Baden-Württemberg und 
ein Häftling aus Freiburg geeinigt. Das 
Land zahle im Rahmen eines Vergleichs 
800 Euro an den 48-Jährigen, sagte eine 
Sprecherin des Landgerichts in Karlsru-
he. Der in der Freiburger Justizvollzugs-
anstalt (JVA)  einsitzende Mann hatte sich 
mit einer sogenannten Amtshaftungskla-
ge gegen die Gebühren gewehrt, die für 
seine Telefonate in der Haftanstalt anfie-
len (AZ: 2 O 489/14). 

Der Prozess hätte Ende März beginnen 
sollen, der Vergleich sei jedoch bereits am 
25. Februar beschlossen worden, sagte die 
Sprecherin weiter. Bis zum Jahr 2015, auf 
die Zeit davor bezog sich die Klage, hatte 
nach Angaben aus dem Justizministerium 
jede Justizvollzugsanstalt einen eigenen, 
vor Ort abgeschlossenen Vertrag mit 
einem Anbieter für Gefangenentelefonie. 
Die Kosten lagen teils deutlich über denen 
des freien Marktes. Mittlerweile gebe es 
nach mehreren Ausschreibungen erheb-
lich bessere Tarife. In diesem Jahr soll es 
eine einheitliche Ausschreibung geben. 
Das Ziel sind  einheitliche Tarife in den 
Justizvollzugsanstalten des Landes.
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